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Der Bundeskanzler Bonn, den 30. Mai 1962 

AB — 31109 — 5498/62 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
2. Juni 1961 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Italienischen Republik über 
die Regelung gewisser vermögensrechtlicher, 
wirtschaftlicher und finanzieller Fragen 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen, 

Der italienische und deutsche Wortlaut des Abkommens sowie 
eine Denkschrift und ein Schriftwechsel zwischen dem Auswär- 
tigen Amt und der Italienischen Botschaft zu den Artikeln 3 
und 18 des Abkommens sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 246. Sitzung am 25. Mai 1962 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goelhestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 2. Juni 1961 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Italienischen Republik 
über die Regelung gewisser vermögensrechtlicher, wirtschaftlicher 

und finanzieller Fragen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 2. Juni 1961 Unterzeichneten Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Italienischen Republik über die Regelung 
gewisser vermögensrechtlicher, wirtschaftlicher und 
finanzieller Fragen und dem Briefwechsel zu Arti- 
kel 3 des Abkommens wird zugestimmt. Das Abkom- 
men und der Briefwechsel werden nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkomrhen und der 
Briefwechsel zu Artikel 3 nach Artikel 28 des Ab- 
kommens in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da es die politischen 
Beziehungen des Bundes zu der Italienischen Repu- 
blik regelt und sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 


Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkom- 
men nach seinem Artikel 28 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Mit der Durchführung des Vertrages sind folgende 
Kosten verbunden: 


I. Feststehende Kosten 
Zahlung gemäß Artikel 1 des Vertrages 

40 000 000 DM 


II. Sonstige Kosten 

Mit der Durchführung des Vertrages können weitere 
Kosten (z. B. Kosten von Verfahren vor dem in 
Artikel 25 vorgesehenen Schiedsgericht) entstehen, 
die im einzelnen nicht zu übersehen sind, sich jedoch 
in angemessenem Rahmen halten. • 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Italienischen Republik 

über die Regelung gewisser vermögensrechtlicher, wirtschaftlicher 

und finanzieller Fragen 

Accordo 

fra la Repubblica Federale di Germania 
e la Repubblica Italiana 

per il regolamento di alcune questioni di carattere 
patrimoniale economico e finanziario 

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND * LA REPUBBLICA FEDERALE DI GERMANIA 


und 

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK 

im Geiste der zwischen den beiden Ländern bestehen- 
den herzlichen Freundschaft 

haben folgendes vereinbart: 

TEIL I 

Wirtschaftlidie Fragen 

Artikel 1 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland zahlt an die Italie- 
nische Republik zur Erledigung schwebender wirtschaft- 
licher Fragen einen Betrag von 40 Millionen Deutsche 
Mark. 

(2) Dieser Betrag wird in zwei Raten von je 20 Millio- 
nen Deutsche Mark gezahlt, von denen die erste Rate 
einen Monat und die zweite Rate ein Jahr nach dem 
Inkrafttreten dieses Abkommens auf das bei der Banca 
Nazionale del Lavoro zu eröffnende Konto des italieni- 
schen Schatzministeriums überwiesen wird. 

Artikel 2 

(1) Die italienische Regierung erklät, daß alle An- 
sprüche und Forderungen der Italienischen Republik oder 
von italienischen natürlichen oder juristischen Personen, 
die gegen die Bundesrepublik Deutschland oder gegen 
deutsche natürliche oder juristische Personen noch schwe- 
ben, erledigt sind, sofern sie auf Rechte und Tatbestände 
zurücfcgehen, die in der Zeit vom 1. September 1939 bis 
8. Mai 1945 entstanden sind. 

(2) Die italienische Regierung wird die Bundesrepublik 
Deutschland und die deutschen natürlichen oder juristi- 
schen Personen wegen jeder eventuellen gerichtlichen 
oder jeder sonstigen Inanspruchnahme seitens italieni- 
scher natürlicher oder juristischer Personen in bezug auf 
die oben genannten Ansprüche und Forderungen schadlos 
halten. 

Artikel 3 

Dieses Abkommen läßt die Materie der äußeren Resti- 
tutionen und der entzogenen Güter unberührt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Abkommen findet auch keine Anwendung 
auf die Konten von ehemaligen Kriegsgefangenen, Depor- 
tierten und Fremdarbeitern in der Bundesrepublik 


e 

LA REPUBBLICA ITALIANA 

nello spiritü della cordiale amicizia csistente fra i due 
Paesi 

hanno convenuto quanto appresso: 

PARTE I 

Questioni economidie 

Articolo 1 

(1) La Repubblica Federale di Germania versa alla 
Repubblica Italiana, a definizione delle questioni econo- 
miche pendenti, la somma di 40 milioni di marchi te- 
deschi. 

(2) Questa somma saiä trasferita su un conto, da 
aprirsi al nome del Ministero del Tesoro italiano presso 
la Banca Nazionale del Lavoro, in due rate ciascuna di 
20 milioni di marchi tedeschi; la prima rata sarä versata 
un mese e la seconda rata un anno dopo lentrata in 
vigore del presente Accordo. 

Articolo 2 

(1) II Governo Italiano dichiara che sono definite tutte 
le rivendicazioni e richieste della Repubblica Italiana, 
o di persone fisiche o giuridiche italiane, ancora pendenti 
nei confronti della Repubblica Federale di Germania o 
nei confronti di persone fisiche o giuridiche tedcsche, 
purche derivanti da diritti o ragioni sorti nei periodo 
tra il 1° settembre 1939 e l'S maggio 1945. 

(2) Il Governo Italiano terra indenne la Repubblica 
Federale di Germania e le persone fisiche e giuridiche 
tedesche da ogni eventuale azione o altra pretesa legale 
da parte di persone fisiche o giuridiche italiane per le 
rivendicazioni e richieste suddette. 

Articolo 3 

Il presente Accordo non riguarda la maleria delle re- 
stituzioni esterne e dei beni asportati. 

Articolo 4 

(1) Il presente Accordo non riguarda, inoltre, i conti 
aperti su ordine delle Autoritä di occupazione alleate, 
come quelli di Rastatt, Amburgo e Duesseldorf ed even- 
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Deutschland, wie sie auf Anordnung der Besatzungsbe- 
hörden in Rastatt, Hamburg, Düsseldorf oder etwa in 
anderen Städten errichtet worden sind. 

(2) Hinsichtlich dieser Konten werden die italienischen 
Berechtigten in der gleichen Weise behandelt wie die 
Staatsangehörigen der anderen Staaten, mit denen hier- 
über eine Regelung getroffen worden ist, 

TEIL 11 

Freigabe deutscher Vermögenswerte in Italien 

Artikel 5 

(1) Deutsche Vermögenswerte in Italien werden zürn 
Zweck der Liquidation nicht mehr erfaßt und nicht mehr 
veräußert. 

(2) Die italienischen Sonderbestiminungcn hinsichtlich 
der Beschlagnahme und Liquidierung deutscher Ver- 
mögenswerte werden aufgehoben. 

Artikel 6 

(1) Die beschlagnahmten, aber noch nicht liquidierten 
Vermögenswerte werden den Berechtigten zurückgege- 
ben. Als noch nicht liquidiert gelten auch diejenigen Ver- 
mögenswerte, für die zwar vor dem 29. Marz 1957 die 
Liquidation angeordnet, jedoch noch nicht oder nicht 
vollständig durchgeführt worden ist. 

(2) Für die Verwaltung der beschlagnahmten V^er- 
mögenswerte und für die Durchführung des Freigabever- 
fahrens werden Gebühren oder sonstige Kosten den Be- 
rechtigten nur soweit in Rechnung gestellt, als sie aus 
den während der Beschlagnahmezeit aufgelaufenen Er- 
trägnissen der einzelnen Vermögenswerte gedeckt wer- 
den können. 

(3) Die italienische Regierung wird die Freigaben in- 
nerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Abkom- 
mens durchführen. 

Artikel 7 

Soweit deutsche Vermögenswerte unter der Auflage 
veräußert worden sind, daß sie nicht an deutsche natür- 
liche oder juristische Personen übertragen werden dür- 
fen, stellt die italienische Regierung die Erwerber von 
dieser Auflage hiermit frei. 

Artikel 8 

(1) Die italienische Regierung wird den Berechtigten 
auf Antrag Erlöse der vor dem 29. März 1957 liquidier- 
ten Vermögensw^erte erstatten, soweit sich erweist, daß 
aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen hierzu ein 
Anlaß gegeben ist. 

(2) Die Gesuche um Überprüfung der in Betracht kom- 
menden Fälle sind über die Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Rom bei der zuständigen italienischen 
Behörde innerhalb einer Ausschlußfrist von sechs Mona- 
ten nach Inkrafttreten dieses Abkommens einzureichen. 

(3) Die Verpflichtung der italienischen Regierung ge- 
mäß Absatz 1 beschränkt sich auf einen Betrag von ins- 
gesamt 300 Millionen Lire. Falls dieser Betrag nicht aus- 
reicht, um allen als begründet anzusehenden Gesuchen 
voll zu entsprechen, wird die zuständige italienische Be- 
hörde im Benehmen mit der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Rom den Befrag anteilmäßig an die in 
Betracht kommenden Personen verteilen. Wenn von dem 
Betrag nach Ablauf von drei Jahren nach Inkrafttreten 
des Abkommens noch ein Rest verfügbar bleibt, wird 
dieser der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
für die Unterstützung hilfsbedürftiger Deutscher in Ita- 
lien zur Verfügung gestellt. 


tualmente di altre cittä, a favore di ex-prigionieri di 
guerra, deportati e operai stranieri nella Repubblica 
Federale di Germania. 

(2) Per detti conti gli aventi diritto italiani godranno 
dello stesso trattamento concesso ai cittadini dei Paesi 
con i quali e stato raggiunto un acedrdo in materia. 


PARTE II 

Dissequestro dei beni tedeschi in Italia 

A r t i c o 1 o 5 

(1) I beni tedeschi in Italia non saranno piü seqiie- 
strati o venduti a scopo di liquidazione. 

(2) Le disposizioni speciali italiane per il sequestro 
e la liquidazione dei beni tedeschi sono abrogate. 

’ A r t i c o 1 o 6 

(1) I beni tedeschi sequestrati, ma non ancora liqui- 
dati, verranne restituiti agli aventi diritto. Sono consi- 
derati beni non ancora liquidati andre i beni la cui li- 
quidazione, benche disposta prima dei 29 marzo 1957, 
non sia stata attuata o portata a compimento. 

(2) Gli oneri inerenti aH'amministrazione dei beni Se- 
questrati e all'attuazione della procedura di dissequestro 
verranno addebitati all'avente diritto soltanto nei limiti 
in cui possano essere coperti dai proventi delle singole 
gestioni accumulatisi durante il periodo di sequestro. 


(3) Il Governo Italiano provvederä al dissequestro 
entro un anno dall entrata in vigore dei presente Ac- 
cordo. 

Articolo 7 

Per i casi in cui beni tedeschi siano stati venduti a 
condizione di non essere trasferiti a persone fisiche o 
giuridiche tedesche, il Governo Italiano libera con il pre- 
sente Accordo gli acquirenti di tali beni daH'obbligo di 
osservare detta condizione. 

Articolo 8 

(1) Il Governo Italiano restituirä a richiesta agli aventi 
diritto i proventi dei beni liquidati prima dei 29 marzo 
1957, qualora risulti che tale restituzione sia giustificata 
da motivi giuridici o di fatto. 

(2) Le domande di riesame dei relativi casi dovranno 
essere presentate aH'Amministrazione competente ita- 
liana per il tramite dell'Ambasciata della Repubblica 
Federale di Germania in Roma entro il termine perento- 
rio di mesi sei dall'entrata in vigore dei presente Ac- 
cordo. 

(3) L'obbligo di rimborso da parte dei Governo Ita- 
liano di cui al par. 1 e limitato alla somma complessiva 
di trecento milioni di lire. Ove tale importo non dovesse 
risultare sufficiente per soddisfare integralmente le ri- 
chicste ritenule giustificate, rAmministrazione italiana 
competente si consulterä con l'Ambasciata della Repub- 
blicd Federale di Germania a Roma per una distribiizione 
pro-quota dell'importo medesimo tra i vari interessati. 
Qualora, invece, dopo tre anni dall'entrata in vigore 
dei presente Accordo si avesse un residuo disponibilc, 
questo verrä messo a disposizione dei Governo della 
Repubblica Federale di Germania per assistenza a favore 
di cittadini tedeschi bisognosi in Italia. 
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Artikel 9 

Soweit die in Artikel 6 genannten Vermögenswerte 
und die in Artikel 8 erwähnten Beträge den Berechtigten 
nicht ausgefolgt werden können, werden sie einem von 
der Bundesrepublik Deutschland zu benennenden Treu- 
händer übergeben. 

Artikel 10 

Die zuständigen italienischen Behörden werden auf 
Wunsch den zuständigen deutschen Behörden Auskünfte 
über die Beschlagnahme und Liquidierung der deutschen 
Vermögenswerte erteilen. 

Artikel 11 

Die Forderungen deutscher Gläubiger, die durch Grund- 
pfandrechte an in der Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich des Landes Berlin belegenen Grundstücken 
italienischer Eigentümer gesichert sind, gehören nicht zu 
den Vermögenswerten, die auf Grund der bisher in Ita- 
lien geltenden Feindvermögensgesetzgebung in Anspruch 
genommen werden konnten. 

TEIL III 

Deutsche Fabrik- und Handelsmarken in Italien 

Artikel 12 

(1) Die vor dem 16. September 1947 in Italien hinter- 
legten und im italienischen Markenregister eingetragenen 
deutschen Fabrik- und Handelsmarken sowie die deut- 
schen Fabrik- und Handelsmarken, die vor diesem Zeit- 
punkt gemäß dem Madrider Abkommen vom 14. April 
1891 in dem internationalen Markenregister eingetragen 
sind, stehen, sofern sie auf den Namen deutscher natür- 
licher oder juristischer Personen eingetragen sind, diesen 
Personen oder ihren Rechtsnachfolgern weiterhin zur vol- 
len Verfügung. 

(2) Sofern jedoch die im vorstehenden Absatz bezeich- 
neten Marken im italienischen Markenregister oder im 
internationalen Markenregister auf den Namen von in 
Italien bestehenden, früher deutsch-kontrollierten Unter- 
nehmen eingetragen sind, werden sie denjenigen deut- 
schen natürlichen oder juristischen Personen, auf deren 
Namen diese Marken in der Warenzeichenrolle des Deut- 
schen Patentamts eingetragen sind, oder deren Rechts- 
nachfolgern übertragen. 

(3) Die in den nachfolgenden Artikeln getroffenen Be- 
stimmungen bleiben in jedem Falle Vorbehalten. 

Artikel 13 

(1) Hinsichtlich deutscher Fabrik- und Handelsmarken, 
die in der Zeit zwischen dem 13. Oktober 1943 und dem 
29. März 1957 von früher deutsch-kontrollierten Unter- 
nehmen für in Italien hergestellte Erzeugnisse recht- 
mäßig benutzt worden sind und im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Abkommens durch diese Unternehmen 
noch rechtmäßig benutzt werden und für die besondere 
Voraussetzungen vorliegen, die es angezeigt erscheinen 
lassen, die Rückgabe an den ursprünglichen deutschen 
Inhaber oder die Übertragung des Eigentums an die deut- 
sche natürliche oder juristische Person, auf deren 
Namen die Marke in der Warenzeichenrolle des Deut- 
schen Patentamts eingetragen ist, oder an deren Rechts- 
nachfolger vorzunehmen, werden die Interessen der Per- 
sonen, an die das Unternehmen veräußert worden ist, 
dadurch gewahrt, daß für diese Personen eine Zwangs- 
lizenz für Italien erteilt wird, 

(2) Sofern es den privaten Beteiligten, die sich zu die- 
sem Zweck der guten Dienste der beiden Regierungen 
bedienen können, nicht gelingt, sich über die Gewährung 


Articolo 9 

Qualora i beni di cui al precedente art. 6 e gli im- 
porti di cui al precedente art. 8 non possano essere 
messi a disposizione degli aventi diritto, saranno conse- 
gnati ad un fiduciario da designarsi dalla Repubblica 
Föderale di Germania. 

Articolo 10 

L'Amministrazione italiana competente fornirä, a ri- 
chiesta, alle Autoritä competenti tedesche informazioni 
sul sequestro e la liquidazione di beni tedeschi. 


Articolo 11 

I diritti di creditori tedeschi, garantiti da ipoteche o 
simili privilegi su beni immobili siti in Germania, ivi 
compreso il Land Berlino, di proprietä di cittadini ita- 
liani, non costituiscono beni nemici sequestrabili agli 
effetti delle disposizioni di guerra vigenti in Italia. 

PARTE III 

Marchi d'impresa tedeschi in Italia 

Articolo 12 

(1) I marchi di fabbrica e di commercio tedeschi depo- 
sitati in Italia ed iscritti nel registro italiano dei marchi 
d'impresa prima del 16 settembre 1947 ed i marchi di 
fabbrica e di commercio tedeschi iscritti, prima di tale 
data ai sensi e per gli effetti dell'Accordo di Madrid 
del 14 aprile 1891, nel registro internazionale a nome 
di persone fisiche o giuridiche tedesche, restano nella 
piena disponibilitä di dette persone o dei loro successori 
od aventi causa. 

(2) Se i marchi di cui al comma precedente risultano 
invece iscritti nel registro italiano dei marchi d'impresa 
o nel registro internazionale a nome di ditte esistenti 
in Italia, giä controllate da capitale tedesco, i marchi 
stessi verranne trasferiti alle persone fisiche o giuridiche 
tedesche al cui nome risultino registrati nel registro dei 
marchi di fabbrica e di commercio dell'Ufficio Brevetti 
germanico o ai loro successori od aventi causa. 

(3) Sono fatte salve, in ogni caso, le disposizioni degli 
articoli seguenti. 

Articolo 13 

(1) Per i marchi di fabbrica e di commercio tedeschi 
concernenti merci fabbricate in Italia, legittimamente 
usati da ditte giä controllate da capitale tedesco dal 
13 ottobre 1943 al 29 marzo 1957 ed ancora legittima- 
mente usati dalle stesse ditte alla data di entrata in vigore 
del presente Accordo per i quali sussistano speciali con- 
dizioni che ne consiglino la restituzione all'originario 
titolare tedesco o il trasferimento in propritä alle per- 
sone fisiche o giuridiche tedesche, al cui nome il marchio 
risulti registrato nel registro dei marchi di fabbrica e di 
commercio dell'Ufficio Brevetti germanico od ai loro 
successori od aventi causa, gli interessi delle persone 
a cui la ditta fu venduta saranno salvaguardati con la 
concessione a tali persone di un diritto di licenza obbli- 
gatoria per l'Italia. 


(2) Nell'ipotesi che le parti private interessate, che 
potranno all'uopo avvalersi dei buoni uffici dei due 
Governi, non riuscissero ad accordarsi sulla stipulazione 
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vertraglicher Lizenzen zu einigen, werden die Bedingun- 
gen der Zwangslizenz von den zuständigen Stellen der 
italienischen Regierung in angemessener Weise unter 
Berücksichtigung der berechtigten Interessen der privaten 
Beteiligten festgesetzt. 

(3) In den Bedingungen der Zwangslizenz kann für den 
deutschen Markeninhaber die Befugnis vorgesehen wer- 
den, mit der Marke versehene Waren einzuführen, falls 
der Lizenznehmer die Bedürfnisse des italienischen Mark- 
tes nicht befriedigt. 

(4) Die Erfüllung der Bedingungen der Zwangslizenz 
durch den Lizenznehmer wird von den zuständigen Stel- 
len der italienischen Regierung überwacht; diese sind 
berechtigt, die Zwangslizenz aufzuheben und über An- 
träge der privaten Beteiligten auf Änderung der Bedin- 
gungen der Zwangslizenz zu entscheiden. 

(5) Gegen die Maßnahmen der zuständigen italieni- 
schen Behörden hinsichtlich der Festsetzung der Bedin- 
gungen, der Änderung der Bedingungen und der Auf- 
hebung der Zwangslizenz kann von den privaten Betei- 
ligten bei den italienischen Gerichten ein Rechtsmittel 
eingelegt werden. 

Artikel 14 

(1) Die italienische Regierung wird innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Abkommens keine Ent- 
scheidungen über die im vorstehenden Artikel genannten 
Marken treffen. 

(2) Den deutschen und italienischen Beteiligten bleibt 
es überlassen, innerhalb dieses Zeitraumes eine Verein- 
barung über das Eigentum an der Marke oder über die 
Benutzung der Marke zu treffen. Zu diesem Zweck kön- 
nen sich die Beteiligten auch der guten Dienste der bei- 
den Regierungen bedienen. 

(3) Kommt eine Vereinbarung zustande, wird von den 
in Artikel 13 vorgesehenen Zwangsmaßnahmen abge- 
sehen. 

Artikel 15 

Für die vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens von 
den privaten Beteiligten getroffenen Vereinbarungen 
über die in Artikel 13 bezeichneten Marken gilt folgen- 
des: 

a) Vereinbarungen, die eine Bestimmung darüber ent- 
halten, daß sie auch bei Abschluß eines Vertrages 
über diese Frage durch die beiden Regierungen 
gültig bleiben sollen, bleiben unberührt. 

b) Vereinbarungen, die keine derartige Bestimmung 
darüber enthalten, bleiben ebenfalls unberührt; 
wenn jedoch eine solche Vereinbarung von den 
deutschen Beteiligten ohne berechtigten Grund vor 
Ablauf von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens gekündigt wird oder innerhalb 
dieser Frist endet, werden die Interessen des italie- 
nischen Beteiligten dadurch gewahrt, daß für ihn 
eine Zwangslizenz für Italien erteilt wird. Artikel 13 
Absatz 2 ist anzuwenden mit der Maßgabe, daß die 
Bedingungen der Zwangslizenz für beide Beteilig- 
ten nicht ungünstiger sein dürfen als die Bedingun- 
gen der bis dahin geltenden privaten Vereinbarun- 
gen. 

c) Vereinbarungen, in denen ausdrücklich vorgesehen 
ist, daß sie bei Abschluß eines Vertrages über diese 
Frage durch die beiden Regierungen ihre Wirkung 
verlieren, werden durch dieses Abkommen nicht 
verlängert. Sofern zwischen den privaten Beteilig- 
ten nicht neue Vereinbarungen abgeschlossen wer- 
den, sind die Bestimmungen des Artikels 13 anzu- 
wenden. 


di licenze contrattuali, le condizioni della licenza obbli- 
gatoria saranno ec[uamente fissate dai competenti organi 
del Governo Italiano, tenuti presenti i giusti interessi 
delle parti private. 

(3) Tra le condizioni della licenza obbligatoria poträ 
essere prevista la facoltä del titolare del marchio tede- 
sco di introdurre le merci contraddistinte con il marchio 
nel caso che il licenziatario non soddisfi il fabbisogno 
del mercato italiano. 

(4) Il controllo suU'adempimento da parte del licenzia- 
tario delle condizioni della licenza obbligatoria verra 
esercitato dai competenti organi del Governo Italiano, 
che avranno potere di revoca ed a cui dovrä essere de- 
mandata dalle parti private interessate ogni modifica- 
zione delle condizioni della licenza obbligatoria. 

(5) Avverso i provvedimenti degli organi competenti 
italiani relativ! alla fissazione delle condizioni della li- 
cenza obbligatoria, alla modificazione delle condizioni 
od alla revoca le parti private interessate potranno ricor- 
rere alFAutorita giudiziaria italiana. 


Articolo 14 

(1) Per il periodo di un anno dall'entrata in vigore 
del presente Accordo il Governo Italiano non prenderä 
alcuna decisione in merito ai marchi considerati nel pre- 
cedente articolo. 

(2) Durante tale periodo le parti interessate tedesca 
e italiana potranno raggiimgere un'intesa suUa proprieta 
o sull'uso del marchio, avvalendosi a tal fine anche dei 
buoni uffici dei due Governi. 


(3) In caso d'intesa non si applicheranno le misure 
coercitive previste al precedente art. 13. 


Articolo 15 

Per le intese riguardanti i marchi di cui all'art. 13, 
concluse fra le parti private interessate prima dell'entrata 
in vigore del presente Accordo, vale quanto segue: 

a) Restano ferme le intese contenenti una disposi- 
zione, secondo la quäle le intese medesime reste- 
ranno in vigore anche nel caso di conclusione di 
un accordo fra i due Governi in questa materia. 

b) Restano valide anche le intese che non contengono 
una disposizione del genere; se tuttavia una intesa 
di questa specie viene denunciata dall'interessato 
tedesco senza giustificato motivo prima della sca- 
denza di due anni dopo l'entrata in vigore del pre- 
sente Accordo o se l'intesa viene a scadere entro 
questo terinine, gli interessi della parte italiana 
verranne tutelati concedendole una licenza obbli- 
gatoria per l’Italia. L'art. 13 par. 2 sarä applicato 
in modo che le condizioni della licenza obbligatoria 
non debbano, per nessuna delle parti interessate, 
essere meno favorevoli delle condizioni delle in- 
tese private vigenti sino a tal momento. 

c) Le intese, che prevedano esplicitamente la cessa- 
zione della loro validitä all'atto della conclusione 
di un accordo in merito tra i due Governi, non ven- 
gono prorogate con il presente Accordo. Saranno 
conseguentemente applicate le disposizioni del- 
l'art. 13, salvo che vengano stipulate nuove intese 
fra le parti private interessate. 
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Artikel 16 

Wenn sich einer der privaten Beteiligten der guten 
Dienste der beiden Regierungen bedienen will, kann 
jeder der Vertragsstaaten den anderen Vertragsstaat um 
das Zusammentreten einer alsdann zu ernennenden ge- 
mischten Regierungskommission ersuchen, welche die 
Aufgabe hat, den Beteiligten behilflich zu sein, eine güt- 
liche Einigung herbeizuführen. 

Artikel 17 

Die Rückgabe der Marken an die deutschen Inhaber 
läßt die Rechte derjenigen natürlichen und juristischen 
Personen unberührt, die diese Marken vor dem 16. Sep- 
tember 1947 rechtmäßig benutzt haben. 

Artikel 18 

Soweit Lizenzgebühren für die Benutzung von Fabrik- 
und Handelsmarken im Sinne des Artikels 12 auf ein 
Konto bei einer italienischen Bank eingezahlt worden 
sind, werden sie mit der Unterzeichnung dieses Abkom- 
mens, jedoch spätestens mit dem Inkrafttreten dieses 
Abkommens zugunsten der ursprünglichen deutschen In- 
haber oder ihrer Rechtsnachfolger ohne andere Beschrän- 
kungen als die Entrichtung für diese Lizenzgebühren nach 
italienischem Recht etwa geschuldeter Steuern freigege- 
ben. 

Artikel 19 

Die italienische Regierung behält sich vor, im patent- 
amtlichen Markenregister diejenigen deutschen Fabrik- 
und Handelsmarken zu löschen, die in Deutschland durch 
die Alliierten Mächte für nichtig erklärt worden sind, 
und diejenigen deutschen Fabrik- und Handelsmarken in 
Italien denselben Beschränkungen zu unterwerfen, denen 
diese Marken auf Grund der in Kraft befindlichen Ge- 
setze in der Bundesrepublik Deutschland unterworfen 
sind. 

Artikel 20 

Der Zeitraum, der nach Artikel 7 des Abkommens zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Italieni- 
schen Republik auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes vom 30. April 1952 für die Berechnung der Frist 
außer Betracht bleibt, die für die Benutzung einer Marke 
durch die italienische Gesetzgebung vorgesehen ist, wird 
für die deutschen Fabrik- und Handelsmarken im Sinne 
des Artikels 22 dieses Abkommens bis zum Inkrafttreten 
dieses Abkommens verlängert. 

Artikel 21 

Die Rückgabe der deutschen Fabrik- und Llandelsmar- 
ken an die ursprünglichen deutschen Inhaber- und die 
Übertragung des Eigentums der deutschen Fabrik- und 
Handelsmarken an die deutschen natürlichen oder juristi- 
schen Personen, auf deren Namen die Marken in der 
Warenzeichenrolle des Deutschen Patentamts eingetragen 
sind, oder auf deren Rechtsnachfolger wird ohne andere 
Einschränkungen, als in diesem Abkommen vorgesehen 
sind, und frei von Steuern und sonstigen Abgaben vor- 
genommen. 

Artikel 22 

Der Ausdruck „deutsche Fabrik- und Handelsmarken", 
der in den vorhergehenden Artikeln verwendet worden 
ist, umfaßt: 

a) Marken, die auf den Namen von natürlichen Per- 
sonen eingetragen sind, die Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 sind, 


Articolo 16 

Se una delle parti private interessate vuol servirsi 
dei buoni uffici dei due Governi, ognuno degli Stati con- 
traenti puö chiedere all’altro Stato contraente di convo- 
care una Commissione mista governaiiva, che dovra es- 
sere subito nominata e che avrä il compito di aiutare 
le parti interessate a raggiungere un’intesa amichevole. 


Articolo 17 

La restituzione dei marchi ai titolari tedeschi non pre- 
giudica i diritti delle persone fisiche e giuridiche, che 
abbiano fatto legittimo uso dei marchi stessi anterior- 
mente al 16 settembre 1947. 

Articolo 18 

Qualora Fimporto di canoni per l’uso di marchi di 
fabbrica e di commercio di cui al precedente art. 12 sia 
stato versato in un conto presso un Istituto di credito 
italiano, esso verrä messo a disposizione, senza altre 
limilazioni che la percezione di imposte eventualmente 
dovute secondo il diritto italiano per questi canoni, degli 
originär! titolari o dei loro successori od aventi causa al 
momento della firma o al piü tardi dell'entrata in vigore 
dei presente Accordo. 

Articolo 19 

Il Governo Italiano si riserva di radiare dal registro 
dei marchi d'impresa i marchi di fabbrica e di commercio 
tedeschi annullati in Germania dalle Potenze Alleate e 
di sottoporre ad analoghe restrizioni in Italia i marchi 
di fabbrica e di commercio tedeschi, il cui uso sia stato 
sottoposto a restrizioni ai sensi delle leggi in vigore 
nella Repubblica Federale di Germania. 


Articolo 20 

Il periodo che, in virtü dell'art. 7 dell'Accordo concluso 
tra la Repubblica Federale di Germania e la Repubblica 
Italiana in materia di protezione dei diritti di proprietä 
industriale dei 30 aprile 1952, non viene preso in consi- 
derazione nel computo dei tempo entro il quäle un mar- 
chio deve essere utilizzato a termini della legislazione 
italiana, viene prorogalo sino all'entrata in vigore dei 
presente Accordo per i marchi di fabbrica e di commer- 
cio tedeschi di cui al successivo art. 22. 

Articolo 21 

La restituzione dei marchi di fabbrica e di commercio 
tedeschi agli originari titolari tedeschi ed il trasferimento 
in proprietä dei marchi di fabbrica e di commercio tede- 
schi a persone fisiche o giuridiche tedesche al cui nome i 
marchi risultano registrati nel registro dei marchi di fab- 
brica e di commercio dell'Ufficio Brevetti germanico od 
ai loro successori od aventi causa, saranno effettuati 
senza alcuna limitazione oltre quelle previste nel pre- 
sente Accordo e saranno esenti da tasse ed imposte. 

Articolo 22 

L'espressione «marchi di fabbrica e di commercio te- 
deschi» usata nei precedenti articoli comprende: 

a) marchi d'impresa, i cui titolari siano persone fisiche 
di cittadinanza tedesca ai sensi dell'art. 116, par. 1 
dei «Grundgesetz» dei 23 maggio 1949 della Repub- 
blica Federale di Germania, e persone giuridiche a 
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und juristische Personen, die nach deutschem Recht 
bestehen, wenn sie ihren Wohnsitz oder Sitz in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Lan- 
des Berlin oder außerhalb Deutschlands in einem 
Staat hoben, der in der Bundesrepublik Deutschland 
eine Vertretung unterhalt, oder in dem eine solche 
der Bundesrepublik Deutschland besteht oder der 
nach übereinstimmender Erklärung der Vertrags- 
staaten einem solchen Staat gleichgestellt wird. 

b) Marken von natürlichen und juristischen Personen, 
die ihren Wohnsitz oder Sitz im sowjetischen Be- 
satzungsgebiet Deutschlands haben, sofern diese 
Marken in der Warenzeichenrolle des Deutschen 
Patentamts auf den Namen einer natürlichen oder 
juristischen Person im Sinne der Bestimmungen des 
vorhergehenden Buchstabens a) eingetragen sind. 

Diese Eintragung wird durch eine Bescheinigung 
des Deutschen Patentamts nachgewiesen, die von 
jeder Legalisierung befreit ist. 

Im Falle einer Rückgabe von Marken auf Grund 
der vorhergehenden Artikel wird auf Antrag die 
Übertragung der Marke auf den Namen der Person, 
die in der Warenzeichenrolle des Deutschen Patent- 
amts als Inhaber eingetragen ist, in das italienische 
patentamtliche Markenregister eingetragen. 

c) Marken, die italienischen juristischen Personen ge- 
hören, die am 8. Mai 1945 von deutschem Kapital 
kontrolliert waren. 


TEIL IV 

Allgemeine und Schlußbeslimmungen 

Artikel 23 

(1) Die deutschen Vermögenswerte in Italien werden 
den deutschen Berechtigten in dem Zustand zurückgege- 
ben, in dem sie sich im Zeitpunkt der Rückgabe befinden, 
soweit in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Etwaige Ansprüche aus Schäden, Verlusten und 
sonstigen Veränderungen an ihnen, die durch Handlun- 
gen oder Unterlassungen öffentlicher oder privater, mit 
der Verwaltung beauftragter Organe verursacht worden 
sind, können von der Bundesrepublik Deutschland oder 
von den Eigentümern dieser Vermögenswerte nicht gel- 
tend gemacht werden. 

Artikel 24 

Die Bundesrepublik Deutschland betrachtet die in die- 
sem Abkommen getroffene Regelung als abschließende. 
Sie und ihre Staatsangehörigen werden im Zusammen- 
hang mit der Beschlagnahme und Liquidation der deut- 
schen Vermögenswerte in Italien und der Maßnahmen 
hinsichtlich deutscher Fabrik- und Handelsmarken in 
Italien keine weiteren Ansprüche und Rechte gegen die 
Italienische Republik geltend machen. 

Artikel 25 

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung 
dieses Abkommens sollen, soweit möglich, durch die Re- 
gierungen der beiden Vertragsstaaten beigelegt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht bei- 
gelegt werden, so ist sie auf Verlangen eines der beiden 
Vertragsstaaten einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staa- 


norma del diritto germanico, in quanto abbiano 
domicilio o sede nel territorio della Repubblica Fe- 
derale di Germania ivi compreso il Land Berlino o, 
al di fuori della Germania, in uno Stato il quäle 
abbia una rappresentanza nella Repubblica Föde- 
rale di Germania o in cui esista una rappresentanza 
della Repubblica Federale di Germania, oppure 
parificato a tale Stato in base ad una concorde 
dichiarazione degli Stati contraenti. 

b) niarchi d'impresa di persone fisiche e giuridiche 
aventi domicilio o sede nel territorio di occupa- 
zione sovietica in Germania, che siano stati regi- 
strati nel registro dei marchi di fabbrica e di com- 
mercio dell'Ufficio Brevetti germanico a nome di 
una persona fisica o giuridica rientrante nelle cate- 
gorie contemplate nella precedente letteraa). 

La prova di tale registrazione deve essere fornita 
a mezzo di una attestazione dell’Ufficio Brevetti 
germanico, non soggetta a legalizzazione. 

In caso di restituzione di marchi d'impresa ai sensi 
dei precedenti articoli sarä trascritto, su domanda, 
nel Registro italiano dei brevetti per marchi d'im- 
presa il trasferimento del marchio al nome della 
persona che ne risulti titolare nel registro dei 
marchi di fabbrica e di commercio dell’Ufficio Bre- 
vetti germanico. 

c) marchi d'impresa i cui titolari siano persone giuri- 
diche italiane controllate da capitale tedesco alla 
data deirS maggio 1945. 


PARTE IV 

Disposizioni generali e finali 

A r t i c o 1 o 23 

(1) I beni tedeschi in Italia saranno restituiti agli 
aventi diritto tedeschi nello stato in cui si trovano al 
momento della restituzione, salvo disposizioni diverse 
del presente Accordo. 

(2) Eventuali rivendicazioni per danni, perdite o modi- 
fiche dovuti ad azioni od omissioni degli organi preposti 
alla loro amministrazione, pubblici o privati, non po- 
tranno essere fatte valere da parte della Repubblica 
Federale di Germania o dei proprietari dei beni mede- 
simi. 


A r t i c o 1 o 24 

La Repubblica Federale di Germania considera la re- 
golamentazione prevista dal presente Accordo come 
definitiva. Essa e i suoi cittadini non potranno far valere, 
nei confronti delle Repubblica Italiana, altre pretese e 
diritti relativi al sequestro, alla liquidazione dei beni 
tedeschi in Italia e alle misure adottate in merito ai 
marchi di fabbrica e di commercio tedeschi in Italia. 


A r t i c o 1 o 25 

(1) Controversie circa l'interpretazione o l'applica- 
zione del presente Accordo devono essere, nella misura 
del possibile, risolte dai Governi dei due Stati con- 
traenti. 

(2) Se una controversia non potesse essere risolta in 
tal modo, essa dovrä, a richiesta di uno dei due Stati 
contraenti, essere sottoposta ad un Tribunale Arbitiale. 

(3) Il Tribunale Arbitrale sarä costituito di volta in 
volla; ciascuno degli Stati contraenti nominerä un mem- 
bro e i due membri cosi nominati si metteranno d'ae- 
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tes als Obmann einigen, der von den Regierungen der 
beiden Vertragsstaaten zu bestellen ist. Die Mitglieder 
sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann inner- 
halb von drei Monaten zu bestellen, nachdem der eine 
Vertragsstaat dem anderen mitgeteiit hat, daß er die 
Streitigkeit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht 
eingehalten, so kann in Ermangelung einer anderen Ver- 
einbarung jeder Vertragsstaat den Präsidenten des Ge- 
richtshofes der Europäischen Gemeinschaften bitten, die 
erforderlichen Ernennungen vorzunehinen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden Ver- 
Iragsstaaten oder ist er aus einem anderen Grund ver- 
hindert, so soll sein Stellvertreter die Ernennungen vor- 
nehmen. 

(5) Besitzt auch der Stellvertreter des Präsidenten die 
Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertragsstaalen 
oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang nächst- 
folgende Mitglied des Gerichtshofes, das nicht die Staats- 
angehörigkeit eines der beiden Vertragsstaaten besitzt, 
die Ernennungen vornehmen. 

(6) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertrags- 
slaat trägt die Kosten seines Mitgliedes sowie seiner Ver- 
tretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die 
Kosten des Obmannes sowie die sonstigen Kosten wer- 
den von den beiden Vertragsstaaten zu gleichen Teilen 
getragen. Das Schiedsgeridit kann eine andere Kosten- 
regelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 

Artikel 26 

Die Italienische Republik wird nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens dem Abkommen über deutsche Auslands- 
schulden vom 27. Februar 1953 beitreten. 

Artikel 27 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, so- 
fern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Italienischen Republik in- 
nerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Ab- 
kommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 28 

Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in 
Kraft, an dem die Regierungen der beiden Vertragsstaa- 
ten einander mitteilen, daß die innerstaatlichen Voraus- 
setzungen für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt 
sind. 

GESCHEHEN zu Bonn am 2. Juni 1961 in vier Urschrif- 
ten, zwei in deutscher und zwei in italienischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


cordo per la scelta del Presidente su una persona appar- 
tenente ad un terzo Stato, la quäle sarä nominata dai 
Governi dei due Stati contraenti. I membri devono es- 
sere nominati entro due mesi, il Presidente entro tre 
mesi, dopo che uno degli Stati contraenti avrä infor- 
mato l'altro che desidera sottoporre la controversia ad 
un Tribunale Arbitrale. 

(4) Se i termini menzionati al par. 3 non sono mante- 
nuti, in mancanza di altra intesa, ognuno degli Stati con- 
traenti puö pregare il Presidente della Corte delle 
Comunitä Europee, di procedere alle necessarie nomine. 
Se il Presidente ha la nazionalitä di uno dei due Stati 
contraenti o se e impedito per altra ragione, il suo so.sti- 
tuto procederä alle nomine. 


(5) Se anche il sostituto del Presidente ha la naziona- 
litä di uno dei due Stati contaenti oppure se anche egli 
e impedito, il membro della Corte, successivo in rango, 
che non abbia la nazionalitä di uno dei due Stati con- 
traenti, procederä alle nomine. 

(6) Il Tribunale Arbitrale decide a maggioranza. Le 
sue decisioni sono vincolanti. Ogni Stato contraente so- 
stiene le spese del suo arbitro e quelle risultanti dalla 
sua rappresentanza nella causa davanti al Tribunale 
Arbitrale; le spese per il Presidente nonche le altre 
spese saranno sopportate in parti uguali dai due Stati 
contraenti. Il Tribunale Arbitrale puö stabilire diversa- 
mente circa le spese. Per il resto la procedura e stabilila 
dal Tribunale Arbitrale. 

Articolo 26 

Dopo l’entrata in vigore del presente Accordo la Re- 
pubblica Italiana aderirä all'Accordo sui debiti csteri 
tedeschi del 27 febbraio 1953. 

Articolo 27 

Il presente Accordo vale anche per il Land Berlino, a 
meno che entro tre mesi dall'entrata in vigore dell'Ac- 
cordo stesso il Governo della Repubblica Föderale di 
Germania non faccia al Governo della Repubblica Ita- 
liana una comunicazione contraria. 

Articolo 28 

Il presente Accordo entrerä in vigore un mese dopo 
che i Governi dei due Stati contraenti si saranno reci- 
procamente comunicati l'avvenuto adempimento di 
quanto previsto dalla rispettiva legislazione interna per 
l'entrata in vigore dell'Accordo. 

FATTO a Bonn il 2 giugno 1961 in quattro copie ori- 
ginal!, due in lingua italiana e due in lingua tedesca; i 
testi nelle due lingue faranno ugualmente fede. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Per la Repubblica Föderale di Germania: 
Carstens 
We s t r i ck 


Für die Italienische Republik: 
Per la Repubblica Italiana: 
P. Q u a r o n i 


9 



Drucksache lV/433 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Briefwechsel 


Der Staatssekretär 
des Auswärtigen Amts 

Bonn, den 2. Juni 1961 


Herr Botschafter, 


ich beehre mich, unter Bezugnahme auf Artikel 3 des 
heute Unterzeichneten Abkommens zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Italienischen Republik über 
die Regelung gewisser vermögensrechtlicher, wirtschaft- 
licher und finanzieller Fragen in folgendem die beider- 
seitige Übereinstimmung festzustellen; 

Artikel 3 des genannten Abkommens ist lediglich da- 
hin zu verstehen, daß dieses Abkommen den weiteren 
Verlauf der von der Schiedskommission für Güter, Rechte 
und Interessen in Deutschland in Koblenz, vor dem Bun- 
desamt für äußere Restitutionen in Bad Homburg und vor 
deutschen Gerichten schwebenden Streitigkeiten in keiner 
Weise und in keiner Hinsicht präjudiziert. Gleichfalls läßt 
das genannte Abkommen die Fragen der Rückgabe der 
entzogenen Kulturgüter unberührt. 


Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck meiner 
ausgezeichneten Hochachtung. 

Carstens 


Seiner Exzellenz 

dem Italienischen Botschafter 

Herrn Dr. Pietro Quaroni 


Italienische Botschaft 

Bonn, den 2. Juni 1961 


Herr Staatssekretär, 

ich beehre mich, den Empfang Ihres Briefes Vom heuti- 
gen Tage zu bestätigen, der in Übersetzung wie folgt 
lautet; 

„Ich beehre mich, unter Bezugnahme auf Artikel 3 
des heute Unterzeichneten Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Italienischen Re- 
publik über die Regelung gewisser vermögensrecht- 
licher, wirtschaftlicher und finanzieller Fragen im fol- 
genden die beiderseitige Übereinstimmung festzustel- 
len; 

Artikel 3 des genannten Abkommens ist lediglich 
dahin zu verstehen, daß dieses Abkommen den weite- 
ren Verlauf der vor der Schiedskommission für Güter, 
Rechte und Interessen in Deutschland in Koblenz, vor 
dem Bundesamt für äußere Restitutionen in Bad Hom- 
burg und vor deutschen Gerichten schwebenden Strei- 
tigkeiten in keiner Weise und in keiner Hinsicht präju- 
diziert. Gleichfalls läßt das genannte Abkommen die 
Fragen der Rückgabe der entzogenen Kulturgüter un- 
berührt." 

Im Namen meiner Regierung erkläre ich mich mit dem 
Inhalt Ihres Briefes einverstanden. 

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Quaroni 


Seiner Exzellenz 

dem Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
Herrn Professor Dr. Karl Carstens 
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Der Slaatssekretär 
des Auswärtigen Amts 

Bonn, den 2. Juni 1961 


Herr Botschafter, 


ich beehre mich, unter Bezugnahme auf Artikel 18 des 
heute Unterzeichneten Abkommens zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Italienischen Republik über 
die Regelung gewisser vermögensrechtlicher, wirtschaft- 
licher und finanzieller Fragen Ihnen im Namen meiner 
Regierung mitzuteilen, daß meine Regierung es begrüßen 
würde, wenn die italienische Regierung alle erforder- 
lichen Maßnahmen ergreifen würde, um einen sofortigen 
Transfer der in Artikel 18 genannten Beträge in die Bun- 
desrepublik Deutschland oder eine Übertragung dieser 
Beträge auf ein frei transferierbares Ausländerkonto 
sicherzustellen. 


Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck meiner 
ausgezeichneten Hochachtung. 

Carstens 


Seiner Exzellenz 

dem Italienischen Botschafter 

Herrn Dr. Pietro Q u a r o n i 


Italienische Botschaft 

Bonn, den 2. Juni 1961 


Herr Staatssekretär, 

ich beehre mich, den Empfang Ihres Briefes vom heu- 
tigen Tage zu bestätigen, der in Übersetzung wie folgt 
lautet: 

„Ich beehre mich, unter Bezugnahme auf Artikel 18 
des heute Unterzeichneten Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Italienischen Re- 
publik über die Regelung gewisser vermögensrecht- 
licher, wirtschaftlicher und finanzieller Fragen Ihnen 
im Namen meiner Regierung mitzuteilen, daß meine 
Regierung es begrüßen würde, wenn die italienische 
Regierung alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen 
würde, um einen sofortigen Transfer der in Artikel 18 
genannten Beträge in die Bundesrepublik Deutschland 
oder eine Übertragung dieser Beträge auf ein frei trans- 
ferierbares Ausländerkonto sicherzustellen." 

Im Namen meiner Regierung erkläre ich mich mit dem 
Inhalt Ihres Briefes einverstanden und versichere Ihnen, 
daß die italienische Regierung alle erforderlidien Maß- 
nahmen ergreifen wird, um einen sofortigen Transfer der 
in Artikel 18 des Abkommens, auf das sich dieser Brief- 
wechsel bezieht, genannten Beträge in die Bundesrepu- 
blik Deutschland oder eine Übertragung dieser Beträge 
auf ein frei transferierbares Ausländerkonto sicherzu- 
stellen. 

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Qu a r on i 


Seiner Exzellenz 

dem Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
Herrn Professor Dr. Karl Carstens 
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Denkschrift 


Durch das vorliegende Abkommen sollen vermö- 
gensrechtliche, wirtschaftliche und finanzielle Fragen 
geregelt werden, die aus der Zeit des zweiten Welt- 
krieges herrühren. 

Zu den einzelnen Teilen des Abkommens darf fol- 
gendes bemerkt werden: 

Zu Teil I — Wirtschaftliche Fragen 

1. Allgemeines 

Die italienische Regierung und italienische Staats- 
angehörige haben nach dem Zusammenbruch gegen 
das Deutsche Reich bzw. die Bundesrepublik 
Deutschland sowie gegen deutsche natürliche und 
juristische Personen Ansprüche und Forderungen 
verschiedenster Art erhoben, welche nach deutscher 
Ansicht auf Rechte und Tatbestände zurückgingen, 
die in der Zeit des zweiten Weltkrieges entstanden 
waren, und denen der — von der Bundesrepublik zu 
beachtende — italienische Forderungsverzicht ent- 
gegenstand. Dieser in Artikel 77 Abs. 4 des von 
Italien mit den Alliierten am 10. Februar 1947 abge- 
schlossenen Friedensvertrages niedergelegte Forde- 
rungsverzicht bestimmt, daß Italien — zugleich auch 
im Namen seiner Staatsangehörigen — auf alle An- 
sprüche gegen Deutschland und deutsche Staatsan- 
gehörige mit Ausnahme der Forderungen aus vor 
dem 1. September 1939 eingegangenen Verbindlich- 
keiten verzichtet. Uber die Tragweite dieser Ver- 
zichterklärung entstanden in der Folgezeit zwischen 
der Bundesrepublik und Italien Meinungsverschie- 
denheiten. Wiederholte Versuche, zu einer Überein- 
stimmung zu kommen, scheiterten. Andererseits 
verkannten beide Staaten nicht, daß eine Lösung 
dieses die freundschaftlichen Beziehungen beein- 
trächtigenden Fragenkomplexes im beiderseitigen 
Interesse lag. Als einzig gangbarer Weg erschien es, 
alle Differenzen durch eine einmalige deutsche Pau- 
schalzahlung zu beseitigen, deren Höhe ohne nähere 
Prüfung der tatsächlichen und rechtlichen Voraus- 
setzungen jedes einzelnen strittigen Anspruchs im 
Wege des Kompromisses bestimmt werden konnte. 

Unter Abwägung aller für einen solchen Kompromiß 
in Betracht zu ziehenden Umstände einigten sich die 
beiden Regierungen auf den Betrag von 40 Millio- 
nen DM (Artikel 1). 

Infolge der Pauschalzahlung werden alle italieni- 
schen Ansprüche und Forderungen, welche aus der 
Zeit des zweiten Weltkrieges herrühren, als erledigt 
betrachtet. 

2. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

In Artikel 1 wird die Verpflichtung der Bundesrepu- 
blik zur Zahlung von 40 Millionen DM in zwei glei- 
chen Raten festgelegt, von denen die erste Rate 


einen Monat und die zweite Rate ein Jahr nach In- 
krafttreten des Vertrages an das italienische Schatz- 
ministerium zu zahlen ist. 

Zu Artikel 2 

Diese Bestimmung enthält in ihrem Absatz 1 die 
Erklärung der italienischen Regierung, daß alle noch 
offenen Ansprüche und Forderungen Italiens selbst 
und die seiner natürlichen und juristischen Personen 
gegen die Bundesrepublik Deutschland und gegen 
deutsche natürliche oder juristische Personen er- 
ledigt sind, sofern sie auf Rechte und Tatbestände 
zurückgehen, die während des zweiten Weltkrieges 
entstanden sind. 

In Absatz 2 übernimmt die italienische Regierung 
die Verpflichtung, die Bundesrepublik Deutschland 
und die deutschen natürlichen und juristischen Per- 
sonen von jeder Klage oder sonstigen Inanspruch- 
nahme seitens italienischer natürlicher oder juristi- 
scher Personen in bezug auf die erledigten An- 
sprüche und Forderungen freizustellen. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 besagt, wie aus dem Briefwechsel hierzu 
hervorgeht, daß die Verfahren vor dem Bundesamt 
für äußere Restitutionen und vor der Schiedskom- 
mission für Güter, Rechte und Interessen in Koblenz, 
welche sich mit auf Grund des 5, Teils des Uberlei- 
tungsvertrages erhobenen italienischen Ansprüche 
befassen, von der Bestimmung des Artikels 2 nicht 
erfaßt werden. Auch die Fragen, die von einer 
deutsch-italienischen Delegation zur Auffindung 
entzogener Kunstgüter bearbeitet werden, sind aus 
dem Vertrag ausgenommen. Diese gemischte 
deutsch-italienische Delegation war auf Grund eines 
Briefwechsels des Herrn Bundeskanzlers mit dem 
damaligen italienischen Ministerpräsidenten De 
Gasperi vom 27, Februar 1953 errichtet worden. 

Darüber, daß die vorstehend genannten Verfahren 
durch die Erledigungserklärung des Artikels 2 nicht 
erfaßt werden, vielmehr weiterlaufen, bestand bei 
den Verhandlungen über die Zahlung einer Pau- 
schalsumme und über ihre Höhe stets Einver- 
ständnis. 

Zu Artikel 4 

Nach Beendigung des zweiten Weltkrieges waren 
auf Anordnung der Besatzungsbehörden Reichs- 
markkonten bei deutschen Kreditinstituten errichtet 
worden, auf die Beträge, die ehemaligen Kriegs- 
gefangenen, Deportierten und Fremdarbeitern zu- 
standen, cingezahlt worden sind. Hinsichtlich dieser 
Konten sollen italienische Berechtigte in der glei- 
chen Weise behandelt werden wie die Staatsange- 
hörigen anderer Staaten, mit denen hierüber eine 
Regelung getroffen worden ist. Eine Vereinbarung 
wegen dieser Konten ist bereits mit den Nieder- 
landen getroffen, ein entsprechendes Abkommen mit 
Belgien ist in Aussicht genommen. 
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Zu Teil II — Freigabe deutscher Vermögenswerte 
in Italien 

1. Allgemeines 

In Artikel 77 Abs. 5 des von Italien mit den Alliier- 
ten am 10. Februar 1947 abgeschlossenen Friedens- 
vertrages erklärte sich Italien damit einverstanden, 
„alle notwendigen Maßnahmen zur Erleichterung 
der Übergabe deutscher Vermögenswerte in Italien 
zu treffen, wie sie von denjenigen der Besatzungs- 
mächte Deutschlands bestimmt werden können, die 
ermächtigt sind, über die betreffenden Vermögens- 
werte zu verfügen". Nähere Einzelheiten legte spä- 
ter ein Memorandum of Understanding vom 14. Au- 
gust 1947 fest. In ihm verpflichtete sich Italien ge- 
genüber den Drei Mächten zur Durchführung von 
Liquidationsmaßnahmen. Die Verfügungsgewalt 
über das in Italien belegene deutsche Vermögen 
wurde einem Gemischten Komitee übertragen, das 
sich aus je einem Vertreter der Drei Mächte und 
einem Vertreter Italiens zusammensetzte. Für be- 
stimmte Vermögenswerte, insbesondere für solche, 
die rassisch und politisch Verfolgten gehörten oder 
die kulturellen, gemeinnützigen und religiösen 
Zwecken gewidmet waren, sah das Memorandum 
die Möglichkeit einer Freigabe vor. 

Durch Dekret des Präsidenten der Italienischen Re- 
publik vom 3. Februar 1948 wurde das Memoran- 
dum vom 14. August 1947 in Italien als innerstaat- 
liches Recht in Kraft gesetzt und für die Verwertung 
der deutschen Vermögenswerte die Bestimmungen 
des Artikels 300 des italienischen Kriegsgesetzes 
Nr. 1415 vom 8. Juli 1938 sowie die hierzu ergange- 
nen Ergänzungen und Verordnungen für maßgebend 
erklärt. Demgemäß erfolgte dann die Beschlagnahme 
und die Liquidierung der deutschen Vermögens- 
werte durch Anordnungen der örtlich zuständigen 
Provinzialbehörden, die aber insoweit als ausfüh- 
rende Organe des Gemischten Komitees handelten. 

Auf Grund eines Memorandum of Understanding 
vom 29. März 1957 wurden die Befugnisse des Ge- 
mischten Komitees auf die italienische Regierung 
mit der Maßgabe übertragen, daß die italienische 
Regierung die noch vorhandenen Vermögenswerte 
und Liquidationserlöse grundsätzlich gemäß den 
bisher ergangenen Bestimmungen weiter verwalten 
und verwerten sollte. 

Erst nach der Übertragung der deutschen Vermö- 
genswerte auf die italienische Regierung bestand 
für die Bundesregierung die Möglichkeit, über eine 
Freigabe des noch in Italien vorhandenen Vermö- 
gens zu verhandeln. Zu diesem Zeitpunkt waren 
jedoch die deutschen Vermögenswerte bereits weit- 
gehend liquidiert. In erheblichem Umfang waren 
aber auch schon Werte freigegeben worden, insbe- 
sondere solche, die kulturellen, religiösen und kari- 
tativen Zw^ecken gewidmet sind oder die rassisch 
und politisch Verfolgten gehören. Darüber hinaus 
waren auf Weisung der Drei Mächte Liquidations- 
erlöse im Werte von ca. 35 Millionen DM an die 
Internationale Reparationsagentur (lARA) abgeführt 
worden. Angesichts dieser Sachlage boten sich im 
Verhältnis zu Italien nur noch begrenzte Lösungs- 
möglichkeiten. 


2. Im einzelnen 

Zu Artikel 5 

In Italien besteht formell noch kein Erfassungs- und 
Liquidationsstopp. Zwar hat die italienische Regie- 
rung seit dem 29. März 1957 grundsätzlich keine 
deutschen Vermögenswerte mehr zum Zwecke der 
Liquidation erfaßt. Es fehlt jedoch bisher eine ge- 
setzliche Bestimmung, die einen Beschlagnahme- 
und Liquidationsstopp anordnet und die die italieni- 
schen Sonderbestimmungen für die Beschlagnahme 
und Liquidation des deutschen Vorkriegsvermögens 
— insbesondere also das Dekret des Präsidenten der 
Italienischen Republik vom 3. Februar 1948 — auf- 
hebt. Daher legt Absatz 1 einen Erfassungs- und 
Liquidationsstopp und Absatz 2 die Aufhebung der 
italienischen Sonderbestimmungen für die Beschlag- 
nahme und Liquidation der deutschen Vermögens- 
werte fest. 

Zu Artikel 6 

Erst durch das am 29. März 1957 zwischen den Drei 
Mächten und Italien Unterzeichnete Memorandum 
erhielt Italien die Verfügungsgewalt über das zu 
diesem Zeitpunkt noch vorhandene deutsche Ver- 
mögen. Daher konnte auch nur eine Regelung ge- 
troffen werden, nach der die bis zu diesem Zeit- 
punkt noch nicht liquidierten Vermögenswerte zu- 
rückzuerstatten sind (Absatz 1). Eine besondere 
Bedeutung kommt diesem Artikel im Hinblick auf 
die deutschen Vermögenswerte in Triest zu, die be- 
schlagnahmt, aber größtenteils nicht liquidiert wor- 
den sind (nach italienischen Angaben Werte im Um- 
fang von rund 6 Millionen DM). 

Absatz 2 soll sicherstellen, daß die Rückerstattung 
der Vermögenswerte ohne übermäßige Belastung an 
Kosten und Gebühren erfolgt. 

Absatz 3 legt fest, daß die Vermögenswerte mög- 
lichst bald den Berechtigten zurückerstattet werden. 
Er bestimmt daher, daß die Freigaben innerhalb 
eines Jahres nach Inkrafttreten des Abkommens zu 
erfolgen haben. 

Zu Artikel 7 

Durch diese Bestimmung wird das besonders dis- 
kriminierende Rückerwerbsverbot aufgehoben. 

Zu Artikel 8 

Bis zum 29. März 1957 erfolgte die Liquidierung der 
deutschen Vermögenswerte im Aufträge des Ge- 
mischten Komitees auf Grund der Bestimmungen des 
Memorandums vom 14. August 1947. In dem jetzt 
abgeschlossenen Abkommen konnte daher nur eine 
Regelung erzielt werden, nach der die bis zu die- 
sem Zeitpunkt noch nicht liquidierten Vermögens- 
werte freigegeben werden. Um jedoch die Möglich- 
keit eines gewissen Ausgleichs in denjenigen Fällen 
zu schaffen, in denen die vor dem 29. März 1957 er- 
folgte Liquidierung besonders unbillig erscheint, 
sieht Absatz 1 vor, daß den Betroffenen unter be- 
stimmten Voraussetzungen die Liquidationserlöse 
ganz oder teilweise erstattet werden können. Ge- 
dacht ist hierbei in erster Linie an zwei Gruppen: 
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a) Fälle, in denen die Liquidierung aus sozialen 
Gründen zu besonTieren Härten Anlaß gegeben 
hat (soziale Härtefälle), 

b) Fälle, in denen eine Liquidierung entgegen den 
Schutzbestimmungen des Memorandums vom 
14. August 1947 stattgefunden hat. 

Zur Zeit läßt sich noch nicht übersehen, wieviel 
Fälle für eine solche Regelung in Betracht kommen. 
Eine Überprüfung aller Beschlagnahmefälle von 
Amts wegen wäre mit erheblichem Zeit- und Ar- 
beitsaufwand verbunden und daher praktisch kaum 
durchführbar. Absatz 2 bestimmt daher, daß eine 
Überprüfung dieser Fälle nur auf Antrag der Be- 
troffenen stattfindet. Um eine fristgerechte und ord- 
nungsgemäße Bearbeitung zu gewährleisten, sind 
die Anträge über die Deutsche Botschaft in Rom 
innerhalb einer Ausschlußfrist von 6 Monaten ein- 
zureichen. 

Für den Fall, daß der von der italienischen Regie- 
rung zur Verfügung gestellte Betrag von 300 Mil- 
lionen Lire (ca. 2 Millionen DM) nicht ausreicht, 
um allen als begründet anzusehenden Anträgen voll 
zu entsprechen, ist nach Absatz 3 vorgesehen, den 
verfügbaren Betrag anteilmäßig an die in Betracht 
kommenden Personen zu verteilen. Sollte jedoch 
nach Befriedigung aller als begründet anzusehen- 
den Anträge noch ein Betrag verbleiben, so wird 
der Restbetrag nicht dem italienischen Fiskus zu- 
fließen, sondern für die Unterstützung hilfsbedürf- 
tiger Deutscher in Italien Verwendung finden. 

Zu Artikel 9 

Durch diese Bestimmung soll eine ordnungsgemäße 
Freigabe auch in den Fällen gewährleistet werden, 
in denen ein Berechtigter zur Zeit über die freizu- 
gebenden Vermögenswerte nicht frei verfügen kann 
oder in denen ein Berechtigter innerhalb der Frist 
des Artikels 6 Abs. 3 nicht ermittelt werden kann. 

Zu Artikel 10 

Durch Artikel 10 soll sichergestellt werden, daß den 
deutschen Behörden zur Durchführung der im Rah- 
men der deutschen Kriegsfolgengesetzgebung be- 
reits bestehenden oder noch zu erlassenden Rechts- 
vorschriften die erforderlichen Auskünfte von ita- 
lienischer Seite erteilt werden. 

Zu Artikel 11 

Mit dieser Bestimmung wird klargestellt, daß Forde- 
rungen deutscher Gläubiger gegen italienische 
Schuldner, die durch Grundpfandrechte auf in der 
Bundesrepublik Deutschland belegenen Grund- 
stücken gesichert sind, als nicht in Italien belegen 
und daher als nicht beschlagnahmt gelten. Dies ent- 
spricht der in solchen Fällen auch mit anderen Staa- 
ten getroffenen Regelung. 


Zu Teil III — Deutsche Fabrik- und Handelsmarken 
in Italien 

1. Allgemeines 

Im Teil III des Abkommens sind die Vorschriften 
über die deutschen Fabrik- und Handelsmarken 


in Italien, die vor dem 16. September 1947 hinter- 
legt oder eingetragen waren, zusammengefaßt. Die 
deutschen Alt-Warenzeichen in Italien waren auf 
Grund der gegen das deutsche Vermögen in Italien 
gerichteten Maßnahmen zwar nicht enteignet wor- 
den, die Alliierten hatten sich jedoch die Verfügung 
über sie ausdrücklich Vorbehalten und haben dann 
die Verfügungsmöglichkeit durch das mit der ita- 
lienischen Regierung abgeschlossene Memorandum 
dTntesa vom 5. Juli 1956 unter bestimmten Bedin- 
gungen auf die italienische Regierung übertragen. 

Von dieser Verfügungsmöglichkeit hat die italie- 
nische Regierung nunmehr mit dem Teil III des 
Abkommens im Rahmen der ihr durch das Memo- 
randum d'Intesa gezogenen Grenzen Gebrauch ge- 
macht und damit im Wege einer Vereinbarung mit 
der Bundesrepublik eine abschließende Verfügung 
über die deutschen Alt-Warenzeichen in Italien ge- 
troffen. Die nunmehr vereinbarte Regelung sieht 
entsprechend den Grundsätzen des Memorandums 
d'Intesa grundsätzlich die Freigabe sämtlicher deut- 
scher Alt-Warenzeichen vor, wobei allerdings die 
Interessen der beteiligten italienischen Firmen durch 
besondere Bestimmungen gewahrt werden. 

2. Im einzelnen 

Zu Artikel 12 

In Absatz 1 ist der Grundsatz der Freigabe sämt- 
licher vor dem 16. September 1947 im italienischen 
Markenregister eingetragenen oder vor diesem 
Zeitpunkt beim Internationalen Büro zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums international hinter- 
legten Marken deutscher Inhaber niedergelegt. Die 
Formulierung dieses Grundsatzes, daß die genann- 
ten Marken den ursprünglichen deutschen Inhabern 
oder ihren Rechtsnachfolgern weiterhin zur vollen 
Verfügung stehen, macht deutlich, daß eine Enteig- 
nung der deutschen Alt-Warenzeidien in Italien 
nicht stattgefunden hat. 

In Absatz 2 ist darüber hinaus eine Freigabe auch 
derjenigen im italienischen Markenregister oder im 
Internationalen Markenregister eingetragenen Wa- 
renzeichen vorgesehen, die auf den Namen italieni- 
scher Firmen eingetragen sind, die früher von deut- 
schen Unternehmen kontrolliert wurden. Auch diese 
Warenzeichen sollen denjenigen deutschen Firmen 
zur Verfügung gestellt werden, auf deren Namen 
die Marken in der Warenzeichenrolle des Deutschen 
Patentamts eingetragen sind. Da die in Absatz 2 be- 
zeichneten Marken jedoch formell auf den Namen 
italienischer Firmen eingetragen waren und einge- 
tragen sind, ist insoweit eine Übertragung der Mar- 
ken auf die deutschen Berechtigten notwendig. 

Zu Artikel 13 und 14 

Diese Vorschriften des Abkommens enthalten Son- 
derbestimmungen für solche deutschen Alt-Waren- 
zeichen in Italien, die in der Zeit zwischen dem 
13. Oktober 1943 und dem 29. März 1957 von früher 
deutsch kontrollierten Unternehmen für in Italien 
hergestellte Erzeugnisse rechtmäßig benutzt wor- 
den sind und bei Inkrafttreten des Abkommens 
durch diese Unternehmen noch rechtmäßig benutzt 
werden. Hinsichtlich dieser Gruppe von deutschen 
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Alt- Warenzeichen ist der italienischen Regierung 
durch das bereits erwähnte Memorandum d'Intesa 
vom 5. Juli 1956 die Befugnis eingeräumt worden, 
sie an die italienischen Benutzer dieser Warenzei- 
chen zu veräußern. Diese Veräußerungsmöglichkeit 
wird durch Artikel 13 des Abkommens auch nicht 
ausgeschlossen. Die italienische Regierung hat sich 
jedoch in Artikel 13 bereit erklärt, bei Vorliegen 
besonderer Voraussetzungen auch diese Warenzei- 
chen an die deutschen Berechtigten freizugeben mit 
der Maßgabe, daß den italienischen Benutzern der 
Marken eine Zwangslizenz für Italien zu angemes- 
senen Bedingungen erteilt wird. Von welchen Vor- 
aussetzungen im einzelnen die Freigabe auch die- 
ser Warenzeichen abhängig ist, wird durch das Ab- 
kommen nicht geregelt. Nach den im Verlauf der 
Verhandlungen abgegebenen Erklärungen der ita- 
lienischen Seite kann jedoch damit gerechnet wer- 
den, daß die italienische Regierung in aller Regel 
die Voraussetzungen für eine Freigabe auch dieser 
Warenzeichen unter dem Vorbehalt der Erteilung 
einer Zwangslizenz zu angemessenen Bedingungen 
als gegeben ansieht. 

Das Erfordernis der Rechtmäßigkeit der Benutzung 
dieser deutschen Alt-Warenzeichen durch italieni- 
sche Firmen soll gewährleisten, daß durch das Ab- 
kommen nicht Verletzungstatbestände legalisiert 
werden. Die Erteilung einer Zwangslizenz an deut- 
schen Alt-Warenzeichen in Italien _kann deshalb nur 
dann in Betracht kommen, wenn die italienische 
Firma ihr Benutzungsrecht entweder von einem mit 
der deutschen Firma oder von einem mit der ita- 
lienischen Regierung auf Grund der gegen das deut- 
sche Vermögen in Italien gerichteten Maßnahmen 
geschlossenen Lizenzvertrag ableiten kann. 

Die Erteilung einer Zwangslizenz an den genannten 
deutschen Alt-Warenzeichen in Italien unter den 
erwähnten Voraussetzungen kann jedoch nach Ar- 
tikel 14 erst nach Ablauf eines Jahres nach In- 
krafttreten des Abkommens in Betracht kommen. 
Zunächst soll es den beteiligten deutschen und ita- 
lienischen Firmen überlassen bleiben, eine gütliche 
Einigung zu erzielen. Nur wenn eine derartige güt- 
liche Einigung innerhalb der genannten Frist nicht 
zustande kommt, ist die italienische Regierung be- 
rechtigt, einseitig die Zwangslizenz zu angemesse- 
nen Bedingungen festzusetzen. Hierbei ist beson- 
ders hervorzuheben, daß die italienische Regierung 
bei der Festsetzung der Bedingungen der Zwangs- 
lizenz auch die berechtigten Interessen der beteilig- 
ten deutschen Firmen berücksichtigen muß und daß 
wegen der Festsetzung der Bedingungen die ita- 
lienischen Gerichte angerufen werden können. Nur 
die Erteilung der Zwangslizenz als solche ist bei 
den italienischen Gerichten nicht nachprüfbar. 

Die Zwangslizenz wird grundsätzlich als ausschließ- 
liche Lizenz erteilt werden. Um jedoch der deut- 
schen Firma jedenfalls in den Fällen, in denen die 
italienische Firma die Bedürfnisse des italienischen 
Marktes nicht befriedigt, ein Tätigwerden auf dem 
italienischen Markt zu ermöglichen, ist in Artikel 13 
Abs. 3 des Abkommens die Einräumung des Mitbe- 
nutzungsrechts für die deutsche Firma vorgesehen. 


Zu Artikel 15 

Mit Rücksicht auf die seit Beendigung des Krieges 
bereits verstrichene Zeit ist es schon vor Abschluß 
des Abkommens vielfach zu privaten Vereinbarun- 
gen zwischen den beteiligten deutschen und ita- 
lienischen Firmen gekommen. Diese privaten Ver- 
einbarungen sollen nach Artikel 15 von den beson- 
deren Bestimmungen des Abkommens grundsätzlich 
unberührt bleiben. Im Interesse der Wahrnehmung 
der Belange der italienischen Firmen sieht jedoch 
Artikel 15 Buchstabe b die Möglichkeit der Ertei- 
lung einer Zwangslizenz zugunsten der italienischen 
Benutzer deutscher Alt-Warenzeichen in den Fällen 
vor, in denen die deutsche Firma die mit der ita- 
lienischen Firma geschlossene privatrechtliche Ver- 
einbarung ohne wichtigen Grund vor Ablauf von 
zwei Jahren nach dem Inkrafttreten des Abkom- 
mens kündigt oder in denen die Vereinbarung in- 
nerhalb dieser Zweijahresfrist endet. Hervorzu- 
heben ist jedoch, daß auch in diesen Fällen die Be- 
dingungen der Zwangslizenz nicht ungünstiger als 
die bisher geltenden privaten Vereinbarungen sein 
dürfen. 

Zu Artikel 16 

In dieser Bestimmung ist die Bildung einer deutsch- 
italienischen gemischten Regierungskommission vor- 
gesehen, die den Beteiligten bei dem Versuch der 
Herbeiführung einer gütlichen Einigung behilflich 
sein soll. Diese Regelung entspricht der in Artikel 3 
Abs. 2 des deutsch-schwedischen Abkommens vom 
22. März 1956 über deutsche Vermögenswerte in 
Schweden (Bundesgesetzbl. II S. 811) getroffenen 
Vereinbarung. 

Zu Artikel 17 

Der in dieser Bestimmung enthaltene Vorbehalt der 
Benutzungsrechte an deutschen Alt-Warenzeichen in 
Italien, die auf Grund des Abkommens freigegeben 
werden, bezieht sich sowohl auf noch bestehende 
vertragliche Vereinbarungen als auch auf das nach 
dem italienischen Markenrecht bestehende gesetz- 
liche Vorbenutzungsrecht. Durch diese Vorschrift 
soll verhindert werden, daß durch das Abkommen 
in bestehende Rechte eingegriffen wird. 

Zu Artikel 18 

Die italienische Regierung ist in den letzten Jahren 
dazu übergegangen, italienische Firmen, die sich mit 
den deutschen Berechtigten über die entgeltliche 
Benutzung deutscher Alt-Warenzeichen in Italien 
geeinigt hatten, zu veranlassen, die für die Benut- 
zung der deutschen Alt-Warenzeichen in Italien zu 
entrichtenden Lizenzgebühren auf Sonderkonten bei 
italienischen Banken einzuzahlen. Die auf diese 
Konten eingezahlten Beträge konnten bisher nicht 
in die Bundesrepublik transferiert werden. Artikel 18 
sieht nunmehr auch die Freigabe dieser Beträge vor. 
In dem anläßlich der Unterzeichnung des Abkom- 
mens durchgeführten Briefwechsel hat die italieni- 
sche Regierung ausdrücklich erklärt, daß sie alle 
erforderlichen Maßnahmen ergreifen wird, um einen 
sofortigen Transfer dieser Beträge sicherzustellen. 
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Zu Artikel 19 

Der in dieser Vorschrift des Abkommens enthaltene 
Vorbehalt bezieht sich auf bestimmte Marken der 
ehemaligen LG. Farbenindustrie AG, die durch die 
.Durchführungsverordnung Nr. 3 zum Gesetz Nr. 35 
der Alliierten Hohen Kommission vom 5. Dezember 
1952 (Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission 
S. 2219) einem zehnjährigen Benutzungsverbot 
unterworfen worden sind. 

Zu Artikel 20 

Nach italienischem Markenrecht besteht für die im 
italienischen Markenregister eingetragenen Marken 
Benutzungszwang, d. h. die Marken erlöschen, wenn 
sie nicht innerhalb einer Frist von drei Jahren nach 
der Eintragung benutzt werden oder wenn später 
die Benutzung für eine längere Zeit als drei Jahre 
unterbrochen wird. Diese Frist war bereits durch 
Artikel 7 des deutsch-italienischen Abkommens auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes vom 
30. April 1952 (Bundesgesetzbl. II S. 975) verlängert 
worden. Artikel 20 des neuen Abkommens sieht 
nunmehr eine weitere Verlängerung dieser Frist 
vor. Diese Bestimmung geht auf einen Wunsch der 
italienischen Seite zurück, die auf diese Weise 
sicherstellen wollte, daß die Erteilung von Zwangs- 
lizenzen an deutschen Alt-Warenzeichen in Italien 
zugunsten italienischer Firmen nicht an dem Ver- 
fall der Marken wegen Nichtbenutzung scheitert. 
Die Bestimmung kommt aber auch den deutschen 
Berechtigten zugute, die auf diese Weise die Mög- 
lichkeit erhalten, auch solche deutschen Alt-Waren- 
zeichen in Italien, die in der Zwischenzeit längere 
Zeit nicht benutzt worden sind, zurückzuerhalten. 

Zu Artikel 21 

Die Aufnahme dieser Vorschrift in das Abkommen 
war erforderlich, weil das italienische Recht für die 
Übertragung von Warenzeichen die Entrichtung 
bestimmter öffentlicher Abgaben vorsieht. 

Zu Artikel 22 

In dieser Bestimmung des Abkommens wird der 
in seinem Teil III mehrfach verwendete Begriff 
„deutsche Fabrik- und Handelsmarken" definiert. 
Diese Definition war insbesondere notwendig, um 
zu verhindern, daß Ansprüche auf Grund des Ab- 


kommens von sowjetzonalen „Volkseigenen" Be- 
trieben gestellt werden, die die Markenrechte der 
dort enteigneten und inzwischen in die Bundesrepu- 
blik übergesiedelten Firmen beanspruchen. Die Fas- 
sung des Artikels 22 stimmt weitgehend mit ent- 
sprechenden Bestimmungen anderer Abkommen 
überein, die die Bundesrepublik mit anderen Staa- 
ten über die deutschen Alt-Warenzeichen geschlos- 
sen hat. 


Zu Teil IV — Allgemeine und Schlußbestimmungen 

Zu Artikel 23 und 24 

Die Artikel 23 und 24 entsprechen den Freizeich- 
nungsklauseln, die auch in Vereinbarungen mit an- 
deren Staaten über die Regelung der Fragen des 
beschlagnahmten deutschen Auslandsvermögens in 
dieser oder ähnlicher Form enthalten sind. 

Zu Artikel 25 

Die Schiedsklausel entspricht der bei entsprechen- 
den Abkommen üblichen Klausel. 

ZuArtikel26 

Die Italienische Republik hatte bisher davon abge- 
sehen, dem Abkommen über deutsche Auslands- 
schulden vom 27. Februar 1953 (Bundesgesetzbl. II 
S. 333) beizutreten, solange die Differenzen wegen 
der Auslegung des Forderungsverzichts nicht beige- 
legt waren. Mit diesem Abkommen ist nunmehr der 
Weg für den Beitritt Italiens frei geworden. 

Zu Artikel 27 

Er enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 28 

Bei Abschluß des Vertrages konnte auf italienischer 
Seite noch nicht übersehen werden, ob der Vertrag 
dem italienischen Parlament zur Genehmigung vor- 
gelegt werden muß. Die Entscheidung dieser Frage 
hängt von der Beurteilung einer Reihe schwieriger 
italienischer Verfassungsfragen ab. Im Vertrag ist 
daher offengelassen worden, ob er von den Parla- 
menten beider Länder genehmigt werden muß. 
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